
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 

             

Beratung des Wasserrettungsdienstgesetzes 

Sehr geehrter Herr Eichstädt, 

zur Vorbereitung der weiteren Beratungen des Wasserrettungsdienstge-
setzes, bitte ich die Landesregierung um schriftliche Beantwortung sowie 
mündliche Erläuterung folgender Fragen in der kommenden 84. Sitzung 

des Sozialausschusses: 

1. An welchen konkreten Gewässern oder Gewässerabschnitten in 
Schleswig-Holstein kommt der Wasserrettungsdienst entsprechend 

des Gesetzentwurfes zur Anwendung (bitte eine abschließende Auf-
zählung)? 

2. Mit welchen Kostenpauschalen rechnet das Land als Träger des Was-

serrettungsdienstes nach § 7 Abs. 1 WasserRDG-E? 

3. Wie setzen sich die geschätzten notwendigen Investitionskosten in 

Höhe von 100.000 Euro bis 110.000 Euro kalkulatorisch zusammen? 

4. Wieso wird keine Hilfsfrist für den Wasserrettungsdienst im Gesetz-

entwurf festgelegt? 

5. Was versteht die Landesregierung konkret unter „geeigneten Fahr-

zeugen“ für den Wasserrettungsdienst nach § 5 Abs. 1 WasserRDG-E 
und welche konkrete Qualifikation müssen Helferinnen und Helfer 
vorweisen (ebd. Abs. 2)? 
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6. Wie erfolgt die Einbindung der beauftragten Wasserrettungsorganisa-
tionen in die bestehende Leitstellenstruktur und wer übernimmt die 

dafür anfallenden Kosten? 

7. Wie soll die Absicherung von Einsatzkräften bei Wasserrettungs-

diensteinsätzen im Hinblick auf Verdienstausfall sowie die Versor-
gung im Krankheitsfall erfolgen? 

8. Warum sollen die nach Gesetz beauftragten Wasserrettungsdienstor-

ganisationen für die Wasserrettung finanzielle Unterstützung erfah-
ren, die Feuerwehren für die gleiche Aufgabe aber nicht? 

9. Wie soll die im Gesetzentwurf geplante Kostenübernahme durch die 
gesetzliche Krankenkassen erfolgen, wenn die Krankenkassen mit 
Verweis auf Bundesnormen eine Übernahme von Kosten des Wasser-

rettungsdienstes grundsätzlich ausschließen (siehe Umdruck 
18/7261)? 

10. Wieso wird das Gutachten zur Bedarfs- und Standortermittlung des 

Wasserrettungsdienstes nicht vor Inkrafttreten des Gesetzes durch-
geführt? 

 
 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. 
Dr. Heiner Garg 




